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Neuer Anlauf?

Das Bundesverfassungs­
gericht (BVerfG) hat mit Urteil 

vom 26. Februar 2020 ein 
»Recht auf selbstbestimmtes 
Sterben« bestätigt, das auch 

die »Freiheit« einschließe,  
»auf die freiwillige Hilfe 

Dritter zurückzugreifen« 
(→ BIOSKOP Nr. 89). Das 

BVerfG stellt dem Gesetz­
geber frei, Verfahrens- und 

Qualitätsregeln für Suizidhilfe 
aufzustellen – der Bundestag 

kann dies tun, muss es aber 
nicht. Zwei Gesetzentwürfe, 

die Suizidassistenz regeln 
wollten, fanden im Juli 2023 

im Bundestag keine Mehrheit 
(→ BIOSKOP Nr. 103). Beide 

Varianten bezweckten im 
Kern, suizidwilligen, einwil­

ligungsfähigen Menschen 
den Zugang zu tödlich 

wirkenden Medikamenten 
unter definierten Bedingun­

gen zu ermöglichen. Einer 
der damaligen Initiatoren, 

der SPD-Abgeordnete Lars 
Castellucci (SPD), hat nun 
einen neuen parlamentari­
schen Anlauf angekündigt. 

Der Zeitung Rheinische Post 
sagte Castellucci Anfang Juni: 

»Ich bin zuversichtlich, dass 
wir in dieser Legislatur zügig 

zu einer guten Neuregelung 
der Gesetzeslage kommen.« 
Eine fraktionsübergreifende 
Arbeitsgruppe, die dies vor­

antreiben wolle, formiere sich 
gerade. Im Koalitionsvertrag 
2025 von CDU, CSU und SPD 

steht zum Thema »assistierte 
Selbsttötung« nichts. Die 

neuen Partner*innen erklä­
ren in dem Papier aber, sie 
wollten ein »Suizidpräven­

tionsgesetz« umsetzen – das 
es bisher allerdings noch 

nicht gibt.

Der vierte Strafsenat des Bundesgerichts-
hofs (BGH) hat die Revision gegen die 
Entscheidung des Landgerichts Essen in 
einem Fall von Suizidassistenz bei einem 
psychisch schwer kranken Mann verwor-
fen. Das Landgericht hatte den Neurologen 
Johann Spittler im Februar 2024 wegen 
Totschlags zu drei Jahren Haft verurteilt. 
Wie der BGH im April 2025 mitteilte, 
ergab die Überprüfung des Urteils keinen 
Rechtsfehler. Somit ist es rechtskräftig.  
Medizinjuristen werten den BGH-Beschluss 
als wichtigen Schritt.

»Ich sehe die bisherige Einschätzung bestä-
tigt«, sagt Gunnar Duttge, Professor für 

Strafrecht an der Universität Göttingen, »die 
Entscheidung ist richtig.« Der zentrale Punkt, 
der Spittler vor Gericht gebracht habe, sei gewe-
sen, dass er die Anforderungen an die Freiver-
antwortlichkeit gemäß der bisherigen Recht-
sprechung ignoriert habe. »Er hat sie stattdessen 
durch eine eigene, nivellierende Sichtweise 
ersetzt.« Der vierte Strafsenat des BGH habe 
nun deutlich gemacht, dass zwar der Einzelne  
sein Leben mit Hilfe Dritter durch Suizid 
beenden dürfe. Allerdings, so Duttge, sei diese 
Entscheidung »keine Bagatelle«. Der BGH-Be-
schluss mache deutlich, dass die Anforderungen 
an die Autonomie von der Rechtsprechung ernst 
genommen werden müssten.

Die Verteidigung von Spittler hatte unter an-
derem eine sogenannte Aufklärungsrüge erho-
ben: Das Landgericht Essen habe ein Dokument, 
in dem der Verstorbene seinen Krankheitsfall 
schilderte, nicht förmlich verlesen und nicht im 
Wortlaut in die Hauptverhandlung eingeführt. 
Eine solche Rüge muss von der Verteidigung 
überzeugend begründet werden. Der BGH-Be-
schluss deutet darauf hin, dass die Ausführun-
gen der Verteidigung zu dem Punkt eher dürftig 
waren. Offenbar versäumte sie es, dem Senat die 
nötigen Angaben zu machen, die es gebraucht 
hätte, um die Rüge umfassend zu prüfen.

Ausführlich setzte sich der Strafsenat mit 
der sogenannten Sachrüge der Verteidigung 
auseinander, die ohne ausführliche Begründung 
erhoben werden kann. Bei einer Sachrüge wird 
eine Entscheidung auf »materiell-rechtliche 
Richtigkeit« geprüft, so Duttge. Gemeint ist 
damit: Es wird geprüft, ob der Anklagevorwurf 
strafrechtlich richtig eingeschätzt wurde. Im 
Fall Spittler hat der BGH-Senat untersucht, ob 
das Landgericht die Gesetze, die dem Urteil 
zugrunde liegen, korrekt angewandt hat, also 
etwa den Totschlagsparagrafen. Auch in puncto 

Sachrüge kann der Strafsenat keine Rechtsfehler 
feststellen.

Bei dem 42-Jährigen, dem Spittler im August 
2020 Suizidhilfe leistete, sei 2007 erstmals eine 
paranoide Schizophrenie diagnostiziert worden 
(→ BIOSKOP Nr. 105). Im Jahr vor seinem Tod 
sei er aufgrund einer von ihm selbst durchge-
führten Kortisonbehandlung zusätzlich an ei-
nem grauen Star auf beiden Augen erkrankt. In 
der Folge habe er mehrere Suizidversuche unter-
nommen und sei mehrfach in der Universitäts-
klinik Münster psychiatrisch behandelt worden. 
Die Ärzte diagnostizierten jeweils eine akute 
paranoide Schizophrenie und eine mittelgradige 
depressive Störung. Den letzten Aufenthalt habe 
er entgegen ärztlichem Rat beendet, weil er sich 
»infolge seines paranoiden Erlebens« in der 
Klinik nicht sicher fühlte und fürchtete, umge-
bracht zu werden. Seine Augen seien erfolgreich 
operiert worden, so dass sein Sehvermögen im 
Juni 2020 weitgehend wiederhergestellt war. 
Dennoch sei er »unverrückbar kontrafaktisch« 
davon ausgegangen, zu erblinden. 

Beim sogenannten Explorationsgespräch 
am 12. August sei Spittler aufgefallen, dass der 
Mann seine Sehstörungen übertrieben darstellte. 
Er habe ihn aber nicht damit konfrontiert, um 
ihm »seine Sicht der Dinge« zuzugestehen. In 
seinen »Befundbericht« habe er zwei Diagnosen 
geschrieben, die nicht in der international aner-
kannten Klassifikationsliste ICD-10 abgebildet 
sind. Tatsächlich, so der BGH, ging er aber 
davon aus, dass bei seinem Klienten eine akute 
schizophrene Erkrankung und eine mittelgra-
dige depressive Episode vorlagen. Er habe die 
Einordnung unterlassen, weil er »etwas gegen 
Schematisierung« habe.

Entgegen dem Befundbericht litt der Suizi
dent laut BGH im Untersuchungszeitpunkt 
und an seinem Todestag tatsächlich an einer 
akuten paranoiden Schizophrenie und einer 
mittelgradigen depressiven Episode. Aufgrund 
seiner psychischen Erkrankung sei er nicht in 
der Lage gewesen, einen freien Willen zu bilden. 
Sein Suizidwunsch habe wesentlich »auf den 
krankheitsbedingten, nicht realistisch begrün-
deten Annahmen« beruht, dass er unter einer 
zunehmenden Sehstörung bis hin zur Erblin-
dung leide und es zudem für seine psychischen 
Beschwerden keine Besserungsaussichten mehr 
gebe. Beides, so der BGH, »entsprach jedoch 
weder der eigenen realen Erfahrung des Geschä-
digten noch den tatsächlichen Verlaufs- und 
Behandlungsmöglichkeiten«.

Das Landgericht Essen habe sich, anders als 
Spittlers Verteidiger in der Revision einwand-

Suizidhelfer Spittler muss in Haft
BGH verwirft Revision gegen Verurteilung wegen Totschlags
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 Spittlers Motivation sei 
gewesen, »das eigene  

psychiatrische und  
rechtspolitische Konzept 

zur Sterbehilfe für  
psychisch Kranke zur  
Geltung zu bringen«.

Hilfreich für  
Medienschaffende 

»Suizidprävention – Empfeh­
lungen für Film-, Fernseh- 
und Theaterschaffende« heißt 
eine neue Broschüre, erstellt 
von der Arbeitsgruppe Medien  
im Nationalen Suizidpräven­
tionsprogramm (NaSPro). Ziel 
der 32-seitigen Publikation 
ist es laut NaSPro, »Medien­
schaffende bei der verant­
wortungsvollen Darstellung 
von Suizidthemen zu unter­
stützen – ohne dabei künstle­
rische Freiheit einzuschrän­
ken«. Bei der Vorstellung 
der Broschüre am 2. April 
in Hamburg sagte Professor 
Frank Schwab, Sprecher der 
Arbeitsgruppe: »Es geht nicht 
darum, Suizidgeschichten 
zu verbieten – im Gegenteil. 
Eine durchdachte Darstellung 
kann Schutzfaktoren stärken  
und Wege aus der Krise 
zeigen.« Die Broschüre fasst 
laut NaSPro »jahrzehntelange 
Erfahrungen und aktuelle 
Forschungserkenntnisse 
zusammen«; veranschaulicht 
werde, »wie Medienberichte 
und fiktionale Inhalte Suizide  
nicht fördern, sondern prä­
ventiv wirken können«. Die 
Broschüre steht unter  
www.suizidpraevention.de/
medienportal zum Download 
bereit. Der Link führt auch 
zu einer Liste mit »Empfeh­
lungen zur Berichterstattung 
über Suizide« – Ratschlag 
Nr. 1: »Prüfen Sie bitte, ob der 
Suizid wirklich eine Nachricht 
ist, die publiziert werden muss.  
Auch bei einem Suizid pro­
minenter Persönlichkeiten 
sollte überlegt werden, ob die 
Meldung auf die Titelseite ge­
bracht werden muss bzw. eine 
›TOP News‹ ist und für welche 
Details wirklich ein öffentli­
ches Interesse besteht.« Gut 
findet NaSPro zum Beispiel, 
»Hintergründe der Suizidge­
fährdung und Möglichkeiten 
der Hilfe« zu thematisieren, 
sinnvoll seien auch Berich­
te über »Warnsignale und 
Risikofaktoren« und über 
»Menschen, die ihre suizidale 
Krise überwunden haben«.

ten, nicht »auf den inexistenten Erfahrungssatz 
gestützt, ein Mensch mit dem psychischen 
Erkrankungsbild des Geschädigten sei (generell) 
nicht in der Lage, die Tragweite seiner Entschei-
dung im Hinblick auf einen begleiteten Suizid zu 
erkennen«. Vielmehr habe die Kammer die Be-
weise und besonders das Gutachten des psychia-
trischen Sachverständigen eingehend gewürdigt.

Dem Angeklagten, also Spittler, seien zwar 
bei dem Mann keine akuten Wahnvorstellungen 
aufgefallen, ihm sei aber während der Untersu-
chung und auch am Todestag bewusst gewesen, 
dass dessen Denken und die Suizidentscheidung 
»durch eine aktuelle psychische Erkrankung 
krankheitswertig richtungsbestimmend beein-
flusst war«. Dass Spittler dem Mann dennoch 
einen freien Willen attestierte, habe auf der 
von ihm selbst entwickelten Definition beruht. 
Demnach sei dem Betroffenen »bezogen auf sein 
Leidenserleben ›seine Sicht der Dinge zuzugeste-
hen‹«. Der Suizidwunsch müsse »als ›plausibel 
nachvollziehbar‹ und damit freiverantwortlich 
eingeordnet werden«.

Der BGH schließt aus, dass 
Spittler in einem sogenannten 
Verbotsirrtum handelte: Wenn 
jemand beispielsweise über-
zeugt ist, es sei erlaubt, einen 
anderen Menschen auf seinen 
Wunsch hin zu töten, um 
ihn so von seinen Leiden zu 
befreien, dann kann er milder 
bestraft werden oder unter Um-
ständen sogar straflos bleiben. Spittler hingegen, 
so Duttge, könne sich »nicht dadurch exkulpieren, 
dass er sagt: Ich habe aber fest geglaubt, dass das, 
was ich getan habe, rechtmäßig ist«. Zwar sei 
Spittler ein Überzeugungstäter und halte seine 
Auffassung für die richtige, aber: »Er hat trotzdem 
gewusst, dass das geltende Recht es anders sieht, 
und das ist der entscheidende Maßstab.«

Zu diesem Punkt zitiert der Strafsenat aus ei-
nem Schreiben Spittlers an die Staatsanwaltschaft 
Essen vom September 2020, in dem der Arzt 
klar macht, worum es ihm geht: Für »psychisch 
schwer und verzweifelt leidende Menschen«, wie 
er, also Spittler, sie gesehen habe, erscheine »eine 
liberale Klärung des Begriffs Mängelfreiheit 
dringlich«. Der Begriff Mängelfreiheit spielt auf 
mögliche Willensmängel an, die die Eigenverant-
wortung eines psychisch kranken Suizidwilligen 
einschränken könnten. Mit diesem Schreiben, 
so Duttge, habe Spittler »für sich selbst den 
Verbotsirrtum ausgeschlossen, den man ihm 
vielleicht noch hätte zubilligen können«.

Der Totschlag in mittelbarer Täterschaft, 
wegen dessen Spittler verurteilt wurde, ist eine 
komplexe juristische Konstruktion. Der Straf-
senat des BGH widmet sich besonders einem 
Punkt, der im Urteil des Landgerichts Essen 
nicht sehr ausführlich thematisiert wird: die 

Tatherrschaft des Angeklagten beim Suizid. 
Denn für eine Verurteilung Spittlers wegen 
Totschlags in mittelbarer Täterschaft sei die Un-
freiheit des Suizidenten »zwar notwendige, nicht 
aber zugleich hinreichende Bedingung«.

Die Essener Schwurgerichtskammer habe zu 
Recht angenommen, dass die Tatherrschaft beim 
Angeklagten lag. Er sei die »Zentralgestalt des 
Geschehens« gewesen, habe zum Beispiel den 
Ablauf des Suizids organisiert, etwa das Medika-
ment besorgt und den Zugang in die Vene gelegt. 
Der Suizident habe am Ende nur das Rädchen 
aufdrehen müssen. Damit sei die Hemmschwelle 
für die Selbsttötung weit herabgesenkt gewesen.

Spittler hat nach Überzeugung des Strafsenats 
mit Täterwillen gehandelt und die Entscheidung 
über die Durchführung der Tat nicht aus der 
Hand geben wollen. Sein »gewichtiges eigenes 
Tatinteresse« sei auch darin zutage getreten, dass 
er nicht in Betracht zog, eine ärztliche Zweitmei-
nung einzuholen, weil er nicht damit gerechnet 
habe, dass sein eigenes Gutachten bestätigt 

würde. Seine Motivation sei 
gewesen, »das eigene psychi-
atrische und rechtspolitische 
Konzept zur Sterbehilfe für 
psychisch Kranke zur Geltung 
zu bringen«, schreiben die 
BGH-Richter am Ende ihrer 
Begründung und fügen hinzu: 
»Dass er die (vergütete) 
Begutachtung und Suizidbe-
gleitung des Geschädigten 

zugleich aus Mitleid übernommen hatte, ändert 
hieran nichts.«

Für Duttge ist die »Anmaßung, nach eigenen 
Richtigkeitsvorstellungen über fremdes Leben 
zu verfügen, durch das Strafrecht unmissver-
ständlich beantwortet worden«. Duttges Kollege 
Oliver Tolmein, Honorarprofessor in Göttingen, 
wertet den Beschluss des BGH ebenfalls als 
wichtigen Schritt: Er zeige, »dass krasse Aus-
wüchse von Suizidassistenz tatsächlich straf-
rechtlich sanktioniert werden können«.

Tolmein sieht dennoch weiteren Handlungs-
bedarf, denn es sei nicht alles in Ordnung, was 
unterhalb der Ebene der Strafbarkeit passiere.  
»Wir müssen uns überlegen, wie wir die Suizid
assistenzen regulieren, die keine krasse Grenz-
überschreitung sind, aber trotzdem in vielen 
Einzelfällen falsch sein können.«

Spittler, der seine Haftstrafe bis Mitte Juni 
noch nicht angetreten hat, muss sich voraus-
sichtlich im Herbst erneut vor Gericht verant-
worten. Wieder geht es um Suizidhilfe für einen 
psychisch kranken Mann, der laut Anklage 
wegen seiner Erkrankung die Tragweite seiner 
Suizidentscheidung nicht habe erkennen kön-
nen. Der Prozess hatte bereits im Februar 2025 
angefangen, muss aber wegen der Erkrankung 
eines Schöffen neu beginnen.�


